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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1977 Ausgegeben am 17. Mai 1977 55. Stück

230. Bundesgesetz: Änderung des Schülerbeihilfengesetzes
(NR: GP XIV RV 426 AB 487 S. 54. BR: AB 1653 S. 362.)

2 3 1 . Bundesgesetz: Änderung des Schulunterrichtsgesetzes
(NR: GP XIV RV 401 AB 498 S. 54. BR: AB 1652 S. 362.)

2 3 0 . Bundesgesetz vom 27. April 1977, mit
dem das Schülerbeihilfengesetz geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Artikel II des Schülerbeihilfengesetzes, BGBl.

Nr. 253/1971, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 285/1972 und 183/1974 wird wie folgt
geändert:

1. § 1 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Als Polytechnische Lehrgänge, mittlere

Schulen und höhere Schulen im Sinne dieses
Bundesgesetzes gelten die entsprechenden öffent-
lichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht ausge-
statteten Schulen einer im Schulorganisations-
gesetz, BGBl. Nr. 242/1962, in der geltenden
Fassung oder im Land- und forstwirtschaftlichen
Bundesschulgesetz, BGBl. Nr. 175/1966, in der
geltenden Fassung geregelten Schulart einschließ-
lich der Sonderformen der höheren Schulen so-
wie die Forstfachschulen im Sinne des Forst-
gesetzes 1975, BGBl. Nr. 440/1975. Ferner gelten
als Schulen im Sinne dieses Bundesgesetzes die
öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht
ausgestatteten Sonderformen der mittleren Schu-
len im Sinne des Schulorganisationsgesetzes, die
öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht
ausgestatteten land- und forstwirtschaftlichen
Fachschulen im Sinne des Art. 14 a Abs. 2 lit. c
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung
von 1929 und des Bundesgesetzes betreffend die
Grundsätze für land- und forstwirtschaftliche
Fachschulen, BGBl. Nr. 320/1975, die öffentlichen
oder mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten
Schulen im Sinne des Bundesgesetzes über Schulen
zur Ausbildung von Leibeserziehern und Sport-
lehrern, BGBl. Nr. 140/1974, sowie die den mitt-
leren und höheren Schulen vergleichbaren mit dem
Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Privatschulen
mit Organisationsstatut (§14 Abs. 2 des Privat-
schulgesetzes, BGBl. Nr. 244/1962), jeweils unter
der Voraussetzung, daß sie entweder in einem
Unterrichtsjahr mindestens acht Monate mit

mindestens 30 Wochenstunden oder in mehreren
Unterrichtsjahren insgesamt mindestens 1200
Unterrichtsstunden, hievon in jedem vollen
Unterrichtsjahr jedoch mindestens 500 Unter-
richtsstunden, in den Pflichtgegenständen um-
fassen. Zu den Schulen im Sinne dieses Bundes-
gesetzes zählen auch die öffentlichen und mit
dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Vorbe-
reitungslehrgänge der Akademien für Sozial-
arbeit."

2. Der erste Satz des § 3 Abs. 1 hat zu lauten:
„Für die Beurteilung der Bedürftigkeit sind

der Familienstand, das Einkommen und das Ver-
mögen der nach § 6 bzw. § .8 zu berücksichtigen-
den Personen maßgebend."

3. Dem § 3 Abs. 2 ist anzufügen:
„Der Nachweis des Vermögens der zur Ver-

mögensteuer veranlagten Personen ist durch
Vorlage des zuletzt zugestellten Steuerbescheides
zu erbringen. Personen, die nicht zur Vermögen-
steuer veranlagt werden, haben eine Erklärung
abzugeben, daß das nach § 4 a dieses Bundesge-
setzes maßgebende Vermögen 300000 S nicht
übersteigt. Personen, die im Inland im Sinne des
Vermögensteuergesetzes 1954, BGBl. Nr. 192/
1954, in der geltenden Fassung nicht oder nur be-
schränkt vermögensteuerpflichtig sind, haben
das ausländische Vermögen der Höhe nach zu
erklären."

4. Die Einleitung des § 4 Abs. 3 hat zu lauten:
„Bei Berechnung des Einkommens haben bis

zum Höchstausmaß von insgesamt 10000 S jähr-
lich außer Betracht zu bleiben:".

5. Nach § 4 ist folgender § 4 a einzufügen:
„Vermögen

§ 4 a. (1) Vermögen im Sinne dieses Bundes-
gesetzes ist bei unbeschränkt Vermögensteuer-
pflichtigen (§ 1 Abs. 1 Z. 1 des Vermögensteuer-
gesetzes 1954) das steuerpflichtige Vermögen
im Sinne des § 7 Z. 1 lit. a des Vermögensteuer-
gesetzes 1954. Bei beschränkt Vermögensteuer-

12 95



868 55. Stück — Ausgegeben am 17. Mai 1977 — Nr. 230

pflichtigen sowie bei Personen, die im Inland nicht
vermögensteuerpflichtig sind, ist vom Inlands-
vermögen zuzüglich des Wertes des erklärten
ausländischen Vermögens auszugehen.

(2) Wird das Vermögen im Sinne des Abs. 1
für den im § 6 Abs. 5 lit. a bzw. § 7 Abs. 6 um-
schriebenen Personenkreis nicht nachgewiesen
bzw. nicht glaubhaft gemacht, ist das Vermögen
unter sinngemäßer Anwendung des § 184 der
Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961,
in der geltenden Fassung zu schätzen."

6. § 6 Abs. 1 bis 3 haben zu lauten:

(2) Für Schüler, deren Eltern verstorben sind,
ferner für Schüler, die eine Schule für Berufs-
tätige besuchen und sich zur Gänze selbst er-
halten, sowie für Schüler, die eine sonstige der
unter § 1 fallenden Schulen besuchen und sich
vor Aufnahme dieses Schulbesuches durch min-
destens vier Jahre zur Gänze selbst erhalten
haben, beträgt die Schulbeihilfe im Schuljahr:

(3) Die Einkommensgrenzen der Abs. 1 und 2 er-
höhen sich für Personen, für die im Falle des Abs. 1
einer der beiden Elternteile, im Falle des Abs. 2
der Schüler, kraft Gesetzes Unterhalt leistet. Für
den Schüler selbst steht keine Erhöhung der Ein-
kommensgrenze zu. Der zweite Elternteil ist
jedenfalls zu berücksichtigen. Für die erste dieser
Personen erhöhen sich die Einkommensgrenzen
um 15000 S, für die zweite um 18000 S, für die

dritte und jede weitere Person um 21000 S, je-
doch nur um 12000 S, wenn es sich um ein noch
nicht schulpflichtiges Kind handelt. Die Ein-
kommensgrenzen erhöhen sich um weitere 9000 S,
wenn es sich um ein erheblich behindertes Kind
im Sinne des Familienlastenausgleichsgesetzes
1967, BGBl. Nr. 376/1967, in der geltenden Fas-
sung handelt. Die Einkommensgrenzen des
Abs. 1 erhöhen sich um weitere 9000 S für jede der
vorgenannten Personen, die eine der unter § 1
fallenden Schulen als ordentlicher Schüler oder
eine der im § 1 Abs. 1 des Studienförderungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 421/1969, in der geltenden
Fassung genannten Anstalten als ordentlicher
Hörer (Studierender) besucht oder einem solchen
auf Grund des § 1 Abs. 2 des Studienförderungs-
gesetzes gleichgestellt ist, sowie um weitere 9000 S
für jeden Schüler, auf den die Bestimmungen des
§ 8 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes bzw. für jeden
Studierenden, auf den die Bestimmungen des § 9
Abs. 2 lit. c des Studienförderungsgesetzes zu-
treffen. Ferner erhöhen sich die Einkommens-
grenzen des Abs. 1 um 48000 S, wenn die Eltern
des Schülers nicht in Wohngemeinschaft leben."

7. Nach § 6 Abs. 4 ist folgender Abs. 5 ein-
zufügen:

„(5) Ein Anspruch auf Schulbeihilfe besteht
nicht, sofern

a) das Vermögen im Sinne des § 4 a dieses Bun-
desgesetzes der Eltern und des Schülers zu-
sammen 500000 S übersteigt oder

b) das Vermögen gemäß lit. a 300000 S über-
steigt und die Schulbeihilfe weniger als
4000 S betragen würde."

8. Der bisherige Abs. 5 des § 6 erhält die Be-
zeichnung „(6)".

9. § 7 Abs. 1 bis 3 haben zu lauten:

„(1) Schüler, die eine höhere Schule für Berufs-
tätige besuchen und sich zum Zwecke der Vor-
bereitung auf die Reifeprüfung gegen Entfall der
Bezüge beurlauben lassen oder ihre Berufstätig-
keit nachweislich einstellen, haben — unabhängig
von den im § 6 festgesetzten Einkommensgrenzen
— für die der mündlichen Reifeprüfung unmittel-
bar vorangehenden sechs Monate, während derer
sie daher ihre Berufstätigkeit nicht ausüben, für
jeden dieser sechs Monate Anspruch auf eine
Schulbeihilfe in der Höhe des letzten Monats-
bezuges, vermindert um die einbehaltenen ge-
setzlichen Abzüge und die Familienbeihilfe,
höchstens jedoch in der Höhe von 4000 S.

(2) Die Höchstgrenze gemäß Abs. 1 erhöht
sich bei verheirateten Schülern, wenn der Ehe-
partner nicht berufstätig ist, um 2000 S, ferner
für jedes Kind, für das der Schüler kraft Gesetzes
Unterhalt leistet, um 650 S.
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(3) Die Höchstgrenze gemäß Abs. 1 und 2 er-
höht sich im Falle einer freiwilligen Weiterver-
sicherung in der Kranken- und Pensionsversiche-
rung um den hiefür geleisteten Beitrag für die
Dauer des Anspruches gemäß Abs. 1 und 2, in-
soweit der Beitrag nicht für eine höhere Bemes-
sungsgrundlage geleistet wird, als es der Höhe
des letzten Monatsbezuges entspricht."

10. Dem§ 7 ist folgender Abs. 6 anzufügen:

„(6) Die besondere Schulbeihilfe gebührt nicht,
sofern das Vermögen im Sinne des § 4 a dieses
Bundesgesetzes des Schülers, bei verheirateten
Schülern dessen und des Ehepartners Vermögen,
500000 S übersteigt."

11. § 8 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Die Heimbeihilfe gebührt Schülern, die
zum Zwecke des Schulbesuches außerhalb des
Wohnortes der Eltern wohnen, weil

a) dieser Wohnort vom Schulort so weit ent-
fernt ist, daß der tägliche Hin- und Rückweg
nicht zumutbar ist und die Aufnahme in
eine gleichartige öffentliche Schule, bei der
der Hin- und Rückweg zumutbar wäre,
nicht möglich war, oder

b) sie eine Höhere Internatsschule (§ 38 des
Schulorganisationsgesetzes) besuchen oder

c) sie auf Grund des § 126 des Forstgesetzes
1975 in dem mit einer Forstfachschule ver-
bundenen Schülerheim untergebracht sind
oder

d) sie in dem mit einer Bundeshebammenlehr-
anstalt verbundenen Internat untergebracht
sind.

An die Stelle des Wohnortes der Eltern tritt bei
Halbwaisen der Wohnort eines Elternteiles, bei
Vollwaisen der Wohnort sonstiger Unterhalts-
verpflichteter und bei Vollwaisen ohne Unter-
haltsverpflichteten der eigene gewöhnliche Wohn-
ort.

(2) Die Heimbeihilfe beträgt im Schuljahr:

12. § 8 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Sind weder Eltern noch sonstige Unter-
haltsverpflichtete vorhanden, beträgt die Heim-
beihilfe im Schuljahr:

13. § 8 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Die Bestimmungen des § 6 Abs. 5 und 6
sind sinngemäß anzuwenden."

14. Im § 9 haben die Abs. 1 und 2 zu lauten:

„(1) Für Schüler mit ausgezeichnetem Schul-
erfolg erhöhen sich die gemäß § 6 Abs. 1 und 2
zustehenden Schulbeihilfen und die gemäß § 8
Abs. 2 und 4 zustehenden Heimbeihilfen um je
1 200 S.

(2) Für Schüler mit ausgezeichnetem Schul-
erfolg beträgt ferner:
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15. § 9 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Bezüglich der Abs. 1 und 2 sind die Be-
stimmungen des § 6 Abs. 6 sinngemäß anzuwen-
den."

16. § 10 lit. a hat zu lauten:

„a) an Zentrallehranstalten (§ 3 Abs. 4 des Bun-
des-Schulaufsichtsgesetzes, BGBl. Nr. 240/
1962, an land- und forstwirtschaftlichen
Bundesschulen und höheren land- und forst-
wirtschaftlichen Privatschulen sowie an
Forstfachschulen der Bundesminister für
Unterricht und Kunst;".

17. Im § 11 ist dem Abs. 5 anzufügen:

„Die Angaben über Vermögensverhältnisse im
Sinne dieses Bundesgesetzes sind von den Per-
sonen, deren Vermögen zur Beurteilung der Be-
dürftigkeit heranzuziehen ist, zu unterfertigen."

18. § 12 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Personen, deren Einkommen und Ver-
mögen zur Ermittlung der Bedürftigkeit nach-
zuweisen ist, haben dem Antragsteller die er-
forderlichen Nachweise an die Hand zu geben
oder auf Verlangen der Behörde die für den
Anspruch auf Beihilfen bedeutsamen Umstände
offenzulegen."

19. Im § 15 hat Abs. 6 zu entfallen.

20. § 16 hat zu lauten:

„Meldungen

§ 16. Sofern ein Ansuchen um Beihilfen gemäß
§§ 6 oder 8 gestellt worden ist, sind Sachverhalte,
die eine Minderung der Beihilfe oder einen Ent-
fall des Anspruches auf Grund des § 15 Abs. 2,
eine Minderung der Beihilfe auf Grund des § 17
oder eine Rückzahlung gemäß § 18 Abs. 1 lit. c
begründen, unverzüglich zu melden."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. September
1977 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Unterricht und Kunst
und hinsichtlich der Schulen für den medizinisch-
technischen Fachdienst und der Bundeshebam-
menlehranstalten der Bundesminister für Gesund-
heit und Umweltschutz betraut.

Kirchschläger
Kreisky Sinowatz Leodolter

2 3 1 . Bundesgesetz vom 27. April 1977, mit
dem das Schulunterrichtsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Schulunterrichtsgesetz, BGBl. Nr. 139/
1974, wird wie folgt geändert:

1. § 1 hat zu lauten:

„§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt für die öffent-
lichen und die mit dem Öffentlichkeitsrecht aus-
gestatteten Schulen der im Schulorganisationsge-
setz, BGBl. Nr. 242/1962, geregelten Schularten;
ausgenommen vom Geltungsbereich dieses Bun-
desgesetzes sind jedoch die Schulen für Berufs-
tätige und die Akademien, nicht aber die Übungs-
schulen.

(2) Dieses Bundesgesetz gilt ferner für die
öffentlichen und die mit dem Öffentlichkeitsrecht
ausgestatteten höheren land- und forstwirtschaft-
lichen Lehranstalten im Sinne des Land- und
forstwirtschaftlichen Bundesschulgesetzes, BGBl.
Nr. 175/1966, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 332/1971, die land- und forstwirt-
schaftlichen Fachschulen des Bundes im Sinne des
Art. 14 a Abs. 2 lit. c des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 sowie die Forst-
fachschule im Sinne des Forstgesetzes 1975, BGBl.
Nr. 440. Diese Schulen gelten im Sinne dieses
Bundesgesetzes als höhere bzw. mittlere berufs-
bildende Schulen."

2. Im § 3 Abs. 3 hat der erste Satz zu lauten:

„In die erste Stufe einer Hauptschule (Erster
Klassenzug) oder einer allgemeinbildenden hö-
heren Schule mit Unter- und Oberstufe dürfen
nur Bewerber aufgenommen werden, die höch-
stens das 13. Lebensjahr, in die fünfte Stufe
einer allgemeinbildenden höheren Schule mit
Unter- und Oberstufe oder in die erste Stufe des
Oberstufenrealgymnasiums dürfen nur Bewerber
aufgenommen werden, die höchstens das 17. Le-
bensjahr im Kalenderjahr der Aufnahme voll-
enden."

3. § 5 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Für die Aufnahme in die erste Stufe der
einzelnen Schularten — ausgenommen der Be-
rufsschulen — hat die Schulbehörde erster In-
stanz, bei allgemeinbildenden Pflichtschulen die
Schulbehörde zweiter Instanz, durch Verordnung
eine Frist zur Anmeldung festzulegen und jähr-
lich in geeigneter Weise bekanntzumachen. Die
Schulbehörde zweiter Instanz kann von einer
Anmeldung in die erste Stufe der Hauptschule
oder in den Polytechnischen Lehrgang durch Ver-
ordnung absehen, wenn gewährleistet ist, daß
die Schüler, die gemäß den Bestimmungen des
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Schulpflichtgesetzes, BGBl. Nr. 241/1962, eine
öffentliche Hauptschule oder einen öffentlichen
Polytechnischen Lehrgang zu besuchen haben oder
zu deren Besuch berechtigt sind, zu Beginn des
Schuljahres in diese Schulen aufgenommen wer-
den. Die näheren Bestimmungen über die An-
meldung und die zur Prüfung der Erfüllung der
Voraussetzungen für die Aufnahme erforderlichen
Unterlagen sind durch Verordnung der ge-
nannten Schulbehörde zu erlassen."

4. § 6 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Voraussetzung für die Zulassung zu den
Aufnahms- und Eignungsprüfungen ist die Erfül-
lung aller anderen Aufnahmsvoraussetzungen für
die betreffende Schulart; hievon ausgenommen ist
der Abschluß jener Schulstufe, deren erfolgreicher
Abschluß Voraussetzung für die Aufnahme in
die angestrebte Schulart ist."

5. Dem § 11 sind folgende Abs. 9 und 10
anzufügen:

„(9) Soweit Lehrpläne Pflichtpraktika oder
Praktika außerhalb des schulischen Unterrichtes
vorsehen, ist der Schüler verpflichtet, diese in der
vorgeschriebenen Zeit zurückzulegen. Ist dem
Schüler die Zurücklegung des Pflichtpraktikums
oder Praktikums in der vorgeschriebenen Zeit
ohne sein Verschulden nicht möglich, so hat
er dieses während der schulfreien Zeit des fol-
genden Schuljahres zurückzulegen. Ein Pflicht-
praktikum oder Praktikum ist jedenfalls vor.
Abschluß der lehrplanmäßig letzten Schulstufe
zurückzulegen.

(10) Macht ein Schüler glaubhaft, daß er ein
vorgeschriebenes Pflichtpraktikum oder Prakti-
kum nicht zurücklegen kann, weil keine der-
artige Praxismöglichkeit bestand, oder weist
er nach, daß er an der Zurücklegung aus unvor-
hersehbaren oder unabwendbaren Gründen ver-
hindert war, so entfällt für ihn die Verpflichtung
zur Zurücklegung des Pflichtpraktikums bzw.
Praktikums."

6. Die Überschrift zu § 12 hat zu lauten:

„Freigegenstände, unverbindliche Übungen und
Förderunterricht"

7. Dem § 12 sind folgende Abs. 6 bis 8 anzu-
fügen :

„(6) Schüler, die in den Pflichtgegenständen,
in denen ein Förderunterricht vorgesehen ist,
nach Feststellung des den betreffenden Pflicht-
gegenstand unterrichtenden Lehrers eines zu-
sätzlichen Lernangebotes bedürfen, weil sie in
diesen Pflichtgegenständen die Anforderungen in
wesentlichen Bereichen nur mangelhaft erfüllen
oder wegen eines Schulwechsels Umstellungs-

schwierigkeiten haben, können sich zur Teil-
nahme am Förderunterricht anmelden. Die An-
meldung gilt nur für den betreffenden Förder-
unterricht (Kurs).

(7) Der Bundesminister für Unterricht und
Kunst kann durch Verordnung das Ausmaß für
die Teilnahme eines Schülers am Förderunterricht
in einem Unterrichtsjahr beschränken; hiebei ist
auf die Anforderungen des Lehrplanes der einzel-
nen Schulstufen im Verhältnis zur durchschnitt-
lichen Belastbarkeit der Schüler und auf die
Förderungsbedürftigkeit der Schüler Bedacht zu
nehmen.

(8) Bei Wegfall der Förderungsbedürftigkeit
kann sich der Schüler von der weiteren Teilnahme
am Förderunterricht abmelden. Sofern nach Fest-
stellung des Lehrers die Förderungsbedürftigkeit
noch besteht, bedarf die Abmeldung der Zu-
stimmung des Schulleiters."

8. Im § 17 Abs. 2 hat der letzte Satz zu
lauten:

„Hausübungen, die an Samstagen, Sonntagen oder
Feiertagen oder während der Weihnachtsferien,
der Semesterferien, der Osterferien, der Pfingst-
ferien oder der Hauptferien erarbeitet werden
müßten, dürfen — ausgenommen an den lehr-
gangsmäßigen Berufsschulen — nicht aufgetragen
werden."

9. Dem § 18 ist folgender Abs. 12 anzu-
fügen :

„(12) Pflichtpraktika und Praktika außerhalb
des schulischen Unterrichtes, unverbindliche
Übungen sowie therapeutische und funktioneile
Übungen sind nicht zu beurteilen."

10. Im § 19

a) hat der zweite Satz des Abs. 2 zu lauten:
„Die Schulnachricht hat die Noten des Schülers
in den einzelnen Unterrichtsgegenständen (§ 18)
sowie für das Verhalten in der Schule und die
äußere Form der Arbeiten (§ 21) zu enthalten;
in welchen Schularten und Schulstufen die Noten
für das Verhalten des Schülers in der Schule
und die äußere Form der Arbeiten in die Schul-
nachricht aufzunehmen sind, hat der Bundes-
minister für Unterricht und Kunst durch Ver-
ordnung nach den Aufgaben der einzelnen
Schularten und der Altersstufe der Schüler zu
bestimmen.";

b) haben die Abs. 3 und 4 zu lauten:

„(3) Wenn die Leistungen eines Schülers all-
gemein oder in einzelnen Unterrichtsgegenstän-
den in besonderer Weise nachlassen, hat der
Klassenvorstand oder der Lehrer des betreffenden
Unterrichtsgegenstandes mit den Erziehungs-
berechtigten Verbindung aufzunehmen.
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(4) Wenn die Leistungen eines Schülers in einem
Pflichtgegenstand auf Grund der während des
Unterrichtsjahres bisher erbrachten Leistungen,
bei größerer Gewichtung der zuletzt erbrachten
Leistungen, mit „Nicht genügend" zu beurteilen
wären, sind dessen Erziehungsberechtigte während
der zweiten Hälfte des Unterrichtsjahres bis spä-
testens sechs Wochen vor Ende des Unterrichts-
jahres hievon nachweislich zu verständigen; ein
Nachweis kann entfallen, sofern die Verständi-
gung anläßlich einer Vorsprache eines Erziehungs-
berechtigten in der Schule erfolgt ist. Dies gilt
für Berufsschulen mit der Maßgabe, daß die
Verständigung auch an den Lehrherrn zu ergehen
hat und an lehrgangsmäßigen Berufsschulen an
die Stelle des Unterrichtsjahres der Lehrgang
tritt und die Erziehungsberechtigten sowie die
Lehrherren spätestens drei Wochen vor Ende
des Lehrganges zu verständigen sind; diese Ver-
ständigungspflicht besteht nicht an lehrgangs-
mäßigen Berufsschulen mit einer geringeren
Dauer als acht Wochen.";

c) ist folgender Abs. 6 anzufügen:

„(6) Die Verständigungen gemäß den Abs. 1
bis 5 haben ausschließlich Informationscharakter."

11. Im § 20

a) hat Abs. 6 zu lauten:
„(6) Zu Beginn der zweiten Woche vor Ende

des Unterrichtsjahres hat eine Klassenkonferenz
zur Beratung über die Leistungsbeurteilung der
Schüler stattzufinden. Die Entscheidungen der
Klassenkonferenz über die Nichtberechtigung zum
Aufsteigen in die nächsthöhere Schulstufe oder
den nicht erfolgreichen Abschluß der letzten
Stufe der besuchten Schulart (§ 25) sind spätestens
am folgenden Tag unter Angabe der Gründe und
Beifügung einer Rechtsmittelbelehrung dem
Schüler bekanntzugeben.";

b) hat Abs. 7 zu entfallen;

c) erhalten die bisherigen Abs. 8 bis 10 die
Bezeichnung Abs. 7 bis 9;

d) haben die neu bezeichneten Abs. 7 bis 9 zu
lauten:

„(7) Die Bestimmungen der Abs. 2 bis 6 finden
keine Anwendung auf die erste Schulstufe.

(8) In Sonderschulen für Schwerstbehinderte
Kinder hat die Schulkonferenz an Stelle der
Anwendung der Bestimmungen der Abs. 1 bis 6
nach dem Entwicklungsstand des Schülers zu
entscheiden, ob er zum Aufsteigen in die nächst-
höhere Lehrplanstufe geeignet ist. In Sonder-
schulen für mehrfach behinderte Kinder ist diese
Regelung anzuwenden, wenn sie durch Art und
Ausmaß der Mehrfachbehinderung zu rechtferti-
gen ist.

(9) In lehrgangsmäßigen Berufsschulen haben
die im Abs. 6 vorgesehene Beratung und die
dort vorgesehenen Entscheidungen der Klassen-
konferenz in der zweiten Hälfte der letzten
Lehrgangswoche zu erfolgen."

12. Im § 22

a) hat im Abs. 2 die Einleitung der lit. f zu
lauten:
„allfällige Beurkundungen über";

b) hat die sublit. aa der lit. f zu lauten:
„aa) die Berechtigung oder Nichtberechti-

gung zum Aufsteigen oder den nicht
erfolgreichen Abschluß der letzten
Stufe der besuchten Schulart (§ 20
Abs. 6, § 25, § 31 Abs. 3 oder 4),";

c) hat Abs. 4 zu lauten:

„(4) In Sonderschulen für Schwerstbehinderte
Kinder und in Sonderschulen für mehrfach behin-
derte Kinder treten in den Fällen des § 20 Abs. 8
an die Stelle der im Abs. 2 lit. d bis g genannten
Feststellungen eine Darstellung des erreichten
Entwicklungsstandes des Schülers und die Ent-
scheidung, ob er zum Aufsteigen in die nächst-
höhere Lehrplanstufe geeignet ist."

13. Im § 25

a) hat Abs. 1 zu lauten:

„(1) Ein Schüler ist zum Aufsteigen in die
nächsthöhere Schulstufe berechtigt, wenn er die
Schulstufe erfolgreich abgeschlossen hat. Eine
Schulstufe ist erfolgreich abgeschlossen, wenn das
Jahreszeugnis in allen Pflichtgegenständen eine
Beurteilung aufweist und in keinem Pflichtgegen-
stand die Note „Nicht genügend" enthält.";

b) hat der erste Satz des Abs. 3 zu lauten:

„(3) Schüler von Volksschulen, Zweiten Klas-
senzügen der Hauptschule und Sonderschulen
sind ohne Rücksicht auf die Beurteilung in den
Pflichtgegenständen Musikerziehung, Bildnerische
Erziehung, Schreiben, Werkerziehung, Hauswirt-
schaft, Kurzschrift und Leibesübungen zum Auf-
steigen berechtigt.";

c) hat im Abs. 5 an die Stelle des Zitates „§ 20
Abs. 9" das Zitat „§ 20 Abs. 8" zu treten;

d) ist folgender Abs. 7 anzufügen:

„(7) In berufsbildenden Schulen und Anstalten
der Lehrerbildung und der Erzieherbildung, in
denen der Lehrplan Pflichtpraktika und Prak-
tika außerhalb des schulischen Unterrichtes vor-
sieht, ist der Schüler zum Aufsteigen in die
nächsthöhere Schulstufe nicht berechtigt bzw.
kann die lehrplanmäßig letzte Schulstufe nicht
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erfolgreich abschließen, wenn er das vor dem
abgelaufenen Schuljahr vorgeschriebene Pflicht-
praktikum oder Praktikum nicht zurückgelegt
hat. Diese Rechtsfolgen treten im Falle des § 11
Abs. 10 nicht ein."

14. Im § 28 Abs. 2 hat an die Stelle der
Worte „Rechnen und Raumlehre" das Wort
„Mathematik" zu treten.

15. Im § 31

a) ist dem Abs. 3 folgender Satz anzufügen:

„In der Klassenkonferenz gemäß § 20 Abs. 6
ist darüber zu beraten, ob die Voraussetzungen
für die vorgenannte Feststellung vorliegen; sofern
diese Voraussetzungen gegeben sind, ist die Fest-
stellung zu treffen.";

b) hat Abs. 4 zu lauten:

„(4) Ein Schüler des Ersten Klassenzuges der
Hauptschule, der nach den Bestimmungen des
§ 25 zum Aufsteigen im Ersten. Klassenzug nicht
berechtigt ist, darf in die nächsthöhere Stufe des
Zweiten Klassenzuges der Hauptschule aufsteigen,
wenn die Klassenkonferenz gemäß § 20 Abs. 6
feststellt, daß er dem Unterricht in dieser Stufe
voraussichtlich zu folgen vermag. Die Möglich-
keit einer Wiederholung der Stufe im Ersten
Klassenzug (§ 27) bleibt unberührt."

16. §32 Abs. 8 hat zu lauten:

„(8) Auf Ansuchen des Schülers kann die
Schulbehörde erster Instanz die Verlängerung der
Dauer für den Abschluß einer mindestens vier-
stufigen höheren Schule um drei Schuljahre be-
willigen, wenn der längere Schulbesuch durch
Krankheit, Wiederholung einer Schulstufe gemäß
§ 27 Abs. 2 oder gleichwertige Gründe bedingt
ist."

17. § 34 hat zu lauten:

„§ 34. Reifeprüfungen, Befähigungsprüfungen
und Abschlußprüfungen, die nach schulorgani-
sationsrechtlichen Vorschriften einen Bildungs-
gang abschließen, sind vor Prüfungskommissio-
nen gemäß den Bestimmungen der §§ 35 bis 41
abzulegen."

18. Im § 36 Abs. 6 hat der erste Satz zu lau-
ten:

„Der Bundesminister für Unterricht und Kunst
kann durch Verordnung die erfolgreiche Ab-
legung von Vorprüfungen zur Voraussetzung
für die Zulassung zur Prüfung machen, wenn
dies aus lehrplanmäßigen Gründen zweckmäßig
ist; hiebei kann aus denselben Gründen die
Zulassung zur Vorprüfung von der Zurücklegung
von im Lehrplan außerhalb des schulischen Unter-

richtes vorgesehenen Pflichtpraktika oder Prak-
tika abhängig gemacht werden, wobei diese Vor-
aussetzung im Falle des § 11 Abs. 10 außer
Betracht zu bleiben hat."

19. § 38 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Soweit es sich bei Klausurprüfungen um
schriftliche Prüfungen handelt, darf der Prüfungs-
kandidat die mündliche Prüfung auch dann ab-
legen, wenn für höchstens zwei Prüfungsteile
der Klausurprüfung die Teilbeurteilung mit
„Nicht genügend" festgesetzt wurde (Abs. 3).
Im Rahmen der mündlichen Prüfung hat der
Prüfungskandidat in den Prüfungsgebieten, für
die hinsichtlich der Prüfungsteile der Klausur-
prüfung die Teilbeurteilung mit „Nicht genü-
gend" festgesetzt wurde, zusätzliche Prüfungen
abzulegen, wenn sie nicht ohnehin Prüfungs-
teile der mündlichen Prüfung sind."

20. Im § 42 Abs. 8 haben an die Stelle der
Worte „Fachschule für Sozialarbeit" die Worte
„Fachschule für Sozialberufe" zu treten."

21. § 45 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Schüler hat den Klassenvorstand
oder den Schulleiter von jeder Verhinderung
ohne Aufschub mündlich oder schriftlich unter
Angabe des Grundes zu benachrichtigen. Auf Ver-
langen des Klassenvorstandes oder des Schulleiters
hat die Benachrichtigung jedenfalls schriftlich und
bei einer länger als eine Woche dauernden Erkran-
kung oder Erholungsbedürftigkeit in Zweifels-
fällen unter Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses
zu erfolgen."

22. Im § 55

a) haben die Abs. 1 und 2 zu lauten:
„(1) Dem Abteilungsvorstand an berufsbil-

denden Schulen obliegt außer den ihm als Lehrer
zukommenden Aufgaben die Leitung einer Fach-
abteilung in Unterordnung unter den Schulleiter.

(2) Dem Abteilungsvorstand an den Bildungs-
anstalten für Kindergärtnerinnen obliegt außer
den ihm als Lehrer zukommenden Aufgaben die
Leitung des Übungskindergartens und der Kin-
dergarten- und Hortpraxis in Unterordnung
unter den Schulleiter.";

b) erhalten die bisherigen Abs. 2 und 3 die
Bezeichnung Abs. 3 und 4.

23. Im § 56

a) hat Abs. 1 zu lauten:

„(1) Der Schulleiter ist zur Besorgung aller An-
gelegenheiten nach den Bestimmungen dieses
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Bundesgesetzes zuständig, sofern dieses nicht die
Zuständigkeit anderer schulischer Organe oder
der Schulbehörden festlegt.";

b) erhalten die bisherigen Abs. 1 bis 6 die Be-
zeichnung Abs. 2 bis 7.

24. Im § 58 Abs. 2 lit. a hat an die Stelle
des Zitates „§ 20 Abs. 6 und 7" das Zitat „§ 20
Abs. 6" zu treten.

25 Im § 59

a) hat Abs. 3 zu lauten:

„(3) Schülervertreter im Sinne des Abs. 1 sind:
a) der von den Schülern einer Klasse zu

wählende Klassensprecher, der an Schulen
mit Jahrgängseinteilung als Jahrgangsspre-
cher zu bezeichnen ist,

b) der von den Klassensprechern einer Fach-
abteilung zu wählende Abteilungssprecher,

c) an ganzjährigen Berufsschulen die von den
für die Klassen eines Schultages gewählten
Klassensprechern einer Schule für die be-
treffenden einzelnen Schultage einer Woche
zu wählenden Tagessprecher,

d) der von den Klassensprechern einer Schule
zu wählende Schulsprecher; in Schulen mit
mindestens fünf Fachabteilungen der von
den Abteilungssprechern einer Schule zu
wählende Schulsprecher; in ganzjährigen
Berufsschulen der von den Tagessprechern
zu wählende Schulsprecher.

Die Schülervertreter werden im Falle der Verhin-
derung jeweils von ihrem Stellvertreter vertreten.
An ganzjährigen Berufsschulen wird der Schul-
sprecher vom jeweiligen Tagessprecher vertre-
ten.";

b) hat der erste Satz des Abs. 6 zu lauten:

„Wählbar zum Klassensprecher ist jeder Schüler
der betreffenden Klasse, zum Abteilungssprecher
jeder Schüler der betreffenden Abteilung, zum
Schulsprecher jeder Schüler der Schule, zum
Tagessprecher jeder Schüler der Schule des be-
treffenden Schultages, und zwar jeweils von der
neunten Schulstufe an.";

c) hat Abs. 7 zu lauten:

„(7) Die Wahl zum Klassensprecher hat unter
der Leitung des Klassenvorstandes, zum Abtei-
lungssprecher unter der Leitung des Abteilungs-
vorstandes, zum Schulsprecher und zum Tages-
sprecher unter der Leitung des Schulleiters oder
eines von ihm beauftragten Lehrers innerhalb der
ersten zwei Monate eines jeden Schuljahres für
die Zeit bis zur nächsten Wahl stattzufinden. Zu-
gleich mit diesen Wahlen ist — ausgenommen für
den Schulsprecher an ganzjährigen Berufsschu-

len — jeweils ein Stellvertreter zu wählen. So-
fern die Wahl nur in einer Klasse einer Schule
in Betracht kommt, sind zwei Stellvertreter zu
wählen."

26: § 64 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Die Vertreter der Schüler sind der Schul-
sprecher sowie zwei weitere Schüler, die von der
Versammlung der Schülervertreter der betreffen-
den Schule (§ 59 Abs. 4) aus dem Kreis der
Schülervertreter und deren Stellvertreter (§ 59
Abs. 3) zu wählen sind; hiebei sind die Bestim-
mungen des Abs. 3 über die Wahlrechtsgrund-
sätze, die Frist, innerhalb der die Wahl statt-
zufinden hat, und die Funktionsdauer anzuwen-
den."

27. Im § 68

a) hat die Einleitung zu lauten:
„Ab der neunten Schulstufe ist der nichteigen-

berechtigte Schüler (Prüfungskandidat) zum selb-
ständigen Handeln in nachstehenden Angelegen-
heiten befugt, sofern die Kenntnisnahme durch
die Erziehungsberechtigten nachgewiesen wird.
Die Kenntnisnahme hat an lehrgangsmäßigen
Berufsschulen zu entfallen. Die Erziehungsberech-
tigten können durch Erklärung dem Klassenvor-
stand gegenüber auf die Kenntnisnahme schrift-
lich verzichten, diesen Verzicht jedoch jederzeit
schriftlich widerrufen.";

b) hat lit. f zu lauten:

„f) Anmeldung zur und Abmeldung von der
Teilnahme an Freigegenständen, unver-
bindlichen Übungen sowie am Förderunter-
richt (§ 12 Abs. 1, 3, 4, 6 und 8),"

c) hat die lit. v zu lauten:

„v) Ansuchen um Nostrifikation ausländischer
Zeugnisse (§ 75 Abs. 1),";

d) hat die lit. w zu lauten:

„w) Antrag auf Ausstellung einer Ersatzbestä-
tigung für ein verlorenes Zeugnis (§ 76
Abs. 1).".

28. Die §§ 70 bis 74 haben zu lauten:

„Verfahren

§ 70. (1) Soweit zur Durchführung von Ver-
fahren auf Grund der Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes andere Organe als die Schulbehörden
des Bundes (Schulleiter, Lehrerkonferenz, Prü-
fungskommission usw.) berufen sind, sind in den
nachstehend angeführten Angelegenheiten die
Abs. 2 bis 4 anzuwenden:

a) Aufnahme in die Schule und Übertritt in
eine andere Schulart oder eine andere Form
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oder Fachrichtung einer Schulart sowie
Wechsel des Klassenzuges der Hauptschule
(§§ 3 bis 5, 29, 30, 31),

b) Zulassung zu Aufnahms- und Eignungs-
prüfungen (§ 6),

c) Besuch von Pflichtgegenständen, Freigegen-
ständen, unverbindlichen Übungen sowie
Förderunterricht (SS H> 12),

d) Bestimmung von Beurteilungsgrundlagen
gemäß § 18 Abs. 11,

e) Stundung von Feststellungsprüfungen (§ 20
Abs. 3),

f) Zulassung zu Reife-, Befähigungs- und Ab-
schlußprüfungen einschließlich Vorprüfun-
gen und Zusatzprüfungen in einer anderen
als der beantragten Form und Nichtzulas-
sung zu diesen Prüfungen sowie Zulassung
zu Externistenprüfungen (§§ 36, 40, 41,
42),

g) Fernbleiben von der Schule (§ 45 Abs. 4),
h) Versetzung in eine Parallelklasse oder einen

anderen Lehrgang (§ 47 Abs. 2).

(2) Der Erlassung einer Entscheidung hat die
Feststellung des maßgebenden Sachverhaltes, so-
weit er nicht von vornherein klar gegeben ist,
durch Beweise voranzugehen. Als Beweismittel
kommt alles in Betracht, was zur Feststellung des
maßgebenden Sachverhaltes geeignet und nach
Lage des einzelnen Falles zweckdienlich ist.
Dem Schüler (Aufnahmsbewerber, Prüfungskan-
didaten) ist, sofern der Sachverhalt nicht von
vornherein klar gegeben ist öder seinem Stand-
punkt nicht vollinhaltlich Rechnung getragen
werden soll, Gelegenheit zu geben, zu den Sach-
verhaltsfeststellungen Stellung zu nehmen.

(3) Entscheidungen können sowohl mündlich
als auch schriftlich erlassen werden. Sofern einem
Ansuchen nicht vollinhaltlich stattgegeben wird,
kann innerhalb einer Woche eine schriftliche Aus-
fertigung der Entscheidung verlangt werden.

(4) Die schriftliche Ausfertigung einer Ent-
scheidung hat zu enthalten:

a) Bezeichnung und Standort der Schule,
Bezeichnung des entscheidenden Organes;

b) den Inhalt der Entscheidung unter Anfüh-
rung der angewendeten Gesetzesstellen;

c) die Begründung, wenn dem Standpunkt des
Schülers (Aufnahmsbewerbers, Prüfungskan-
didaten) nicht vollinhaltlich Rechnung ge-
tragen wird;

d) Datum der Entscheidung;
e) die Unterschrift des entscheidenden Orga-

nes, bei Kollegialorganen des Vorsitzen-
den;

f) die Rechtsmittelbelehrung, wenn dem An-
suchen nicht vollinhaltlich stattgegeben
wird.

Berufung

S 71. (1) Gegen Entscheidungen in den Ange-
legenheiten des § 70 Abs. 1 ist die Berufung an
die Schulbehörde erster Instanz zulässig. Die
Berufung ist schriftlich oder telegraphisch inner-
halb von fünf Tagen bei der Schule, im Falle der
Externistenprüfungen bei der Prüfungskommis-
sion, einzubringen.

(2) Gegen die Entscheidung,

a) daß die Einstufungs-, Aufnahms- oder
Eignungsprüfung nicht bestanden worden
ist (§§ 3, 8, 28, 29, 30),

b) daß der Schüler zum Aufsteigen nicht be-
rechtigt ist oder die letzte Stufe der be-
suchten Schulart nicht erfolgreich abge-
schlossen hat (Entscheidung gemäß § 20
Abs. 6, Entscheidung nach Ablegung von
einer oder zwei Wiederholungsprüfungen,
jeweils in Verbindung mit § 25);

c) daß eine Reife-, Befähigungs- oder Ab-
schlußprüfung, eine Zusatzprüfung oder
eine Externistenprüfung nicht bestanden
worden ist (SS 38, 41, 42),

ist die Berufung an die Schulbehörde erster In-
stanz zulässig. Die Berufung ist schriftlich oder
telegraphisch innerhalb von fünf Tagen bei der
Schule, im Falle der Externistenprüfungen bei der
Prüfungskommission, einzubringen. Der Schul-
leiter (der Vorsitzende der Prüfungskommission)
hat die Berufung unter Anschluß einer Stellung-
nahme der Lehrer (Prüfer), auf deren Beurtei-
lungen sich die Entscheidung gründet, sowie unter
Anschluß aller sonstigen Beweismittel unverzüg-
lich der Schulbehörde erster Instanz vorzulegen.

(3) Die Frist für die Einbringung der Beru-
fung beginnt im Falle der mündlichen Verkün-
dung der Entscheidung mit dieser, im Falle der
schriftlichen Ausfertigung der Entscheidung je-
doch mit der Zustellung.

(4) Die Schulbehörde erster Instanz hat in den
Fällen des Abs. 2, insoweit sich die Berufung auf
behauptete unrichtige Beurteilungen mit „Nicht
genügend" stützt, diese zu überprüfen. Wenn die
Unterlagen nicht zur Feststellung, daß eine auf
„Nicht genügend" lautende Beurteilung unrich-
tig oder richtig war, ausreichen, ist das Ver-
fahren zu unterbrechen und der Berufungswerber
zu einer kommissionellen Prüfung (Abs. 5)
zuzulassen. Die Überprüfung der Beurteilungen
bzw. die Zulassung zur kommissionellen Prü-
fung hat auch dann zu erfolgen, wenn deren
Ergebnis keine Grundlage für eine Änderung der
angefochtenen Entscheidung gibt.

(5) Für die Durchführung der kommissionellen
Prüfung gelten die Bestimmungen über die
Wiederholungsprüfung (§ 23 Abs. 6) mit der
Maßgabe, daß die Prüfung unter dem Vorsitz
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eines Schulaufsichtsbeamten oder eines von die-
sem bestimmten Vertreters stattzufinden hat und
für den Fall, daß eine rechtzeitige ordnungsge-
mäße Zusammensetzung der Prüfungskommission
nicht möglich ist, der Vorsitzende einen für den
betreffenden Unterrichtsgegenstand (das Prü-
fungsgebiet) lehrbefähigten Lehrer als Prüfer und
einen weiteren Lehrer als Beisitzer zu bestellen
hat. Wenn eine Einigung über die Beurteilung des
Ergebnisses dieser Prüfung nicht zustandekommt,
entscheidet der Vorsitzende.

(6) Der der Berufung stattgebenden oder diese
abweisenden Entscheidung ist die Beurteilung
zugrunde zu legen, die die Behörde nach der
Überprüfung bzw. die Prüfungskommission nach
der Durchführung der Prüfung für richtig hält.
Sofern diese Beurteilung nicht auf „Nicht genü-
gend" lautet, ist ein Zeugnis auszustellen, das
diese Beurteilung enthält.

(7) Im Berufungsverfahren gegen die Entschei-
dung der Schulbehörde erster Instanz darf eine
kommissionelle Prüfung im Sinne der Abs. 4
und 5 nicht wiederholt werden.

(8) In den Fällen des § 70 Abs. 1 ist gegen
die Entscheidung der Schulbehörde erster Instanz
ein ordentliches Rechtsmittel nicht zulässig. In
den Fällen des § 71 Abs. 2 und in allen anderen
Fällen der Beendigung des Schulbesuches geht
der Instanzenzug der Verwaltung bis zur Schul-
behörde zweiter Instanz, gegen deren Entschei-
dung kein ordentliches Rechtsmittel zulässig ist.

Zustellung

§ 72. (1) Schriftliche Ausfertigungen von in den
Fällen des § 70 Abs. 1 und des § 71 Abs. 2 er-
lassenen Entscheidungen sind den Schülern, sofern
sie jedoch nicht eigenberechtigt sind und Abs. 3
nicht anzuwenden ist, den Erziehungsberechtigten
nachweislich zuzustellen.

(2) Die Zustellung an die Erziehungsberech-
tigten kann auch in der Weise erfolgen, daß die
Ausfertigungen dem Schüler (Aufnahmsbewer-
ber, Prüfungskandidaten) zur Übergabe an die
Erziehungsberechtigten ausgehändigt werden und
diese die Empfangnahme schriftlich bestätigen.

(3) Ist der Schüler (Prüfungskandidat) zum
selbständigen Handeln befugt (§ 68), so hat die
Zustellung durch Übergabe der Ausfertigungen
an ihn zu erfolgen. Die Erziehungsberechtigten
können jedoch jeweils innerhalb von zwei Wochen
nach Beginn des Schuljahres verlangen, daß in
diesen Fällen die Zustellung neben der Zustellung
an den Schüler (Prüfungskandidaten) auch an
sie zu erfolgen hat.

Entscheidungspflicht

§ 73. (1) In den Fällen des § 70 Abs. 1 haben
die zuständigen Organe über Ansuchen des Schü-

lers (Aufnahmsbewerbers, Prüfungskandidaten)
spätestens vier Wochen nach deren Einlangen, in
den Fällen des § 70 Abs. 1 lit. a spätestens zwei
Wochen nach Erfüllung sämtlicher Aufnahms-
voraussetzungen, die Entscheidung zu erlassen. Bei
Nichteinhalten dieser Fristen geht die Zuständig-
keit zur Entscheidung auf schriftliches Verlangen
des Schülers (Aufnahmsbewerbers, Prüfungskandi-
daten) auf die Schulbehörde erster Instanz über.
Ein solches Verlangen ist unmittelbar bei der
Schulbehörde erster Instanz einzubringen. Das
Verlangen ist abzuweisen, wenn die Verzögerung
der Entscheidung nicht ausschließlich auf ein
Verschulden des zuständigen Organes zurückzu-
führen ist.

(2) Die Fristen des Abs. 1 werden für die
Dauer der Hauptferien, der Weihnachtsferien,
der Semesterferien, der Osterferien und der
Pfingstferien gehemmt.

(3) Die Schulbehörden haben über Ansuchen und
Berufungen des Schülers (Aufnahmsbewerbers,
Prüfungskandidaten) spätestens, soweit im Abs. 4
nicht anderes bestimmt ist, drei Monate nach
deren Einbringung die Entscheidung zu erlassen.

(4) In den Fällen des § 71 Abs. 2 hat die Schul-
behörde erster Instanz über die Berufung inner-
halb von drei Wochen nach deren Einlangen bei
der Schule die Entscheidung zu erlassen.

Fristberechnung

§ 74. (1) Bei der Berechnung von Fristen, die
nach Tagen bestimmt sind, wird der Tag nicht
mitgerechnet, in den der Zeitpunkt oder das Er-
eignis fällt, nach dem sich der Anfang der Frist
richten soll.

(2) Nach Wochen oder Monaten bestimmte
Fristen enden mit dem Ablauf desjenigen Tages
der letzten Woche oder des letzten Monats, der
durch seine Benennung oder Zahl dem Tag ent-
spricht, an dem die Frist begonnen hat. Fehlt
dieser Tag in dem letzten Monat, so endet die
Frist mit Ablauf des letzten Tages dieses Monats.

(3) Der Beginn und Lauf einer Frist wird durch
Sonn- oder Feiertage nicht behindert.

(4) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonn-
oder Feiertag, so ist der nächste Werktag als
letzter Tag der Frist anzusehen.

(5) Die Tage des Postlaufes werden in die
Frist nicht eingerechnet.

(6) Durch dieses Bundesgesetz oder die auf
Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verord-
nungen festgesetzte Fristen können, wenn nicht
ausdrücklich anderes bestimmt ist, nicht geändert
werden."

29. Im § 75 lit. c hat an die Stelle des Zitates
„(§ 70 Abs. 3 lit. c)" das Zitat „(§ 71 Abs. 4
und 5)" zu treten.
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30. § 76 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Ferner darf im Rahmen der Schulversuche
gemäß Art. II der 4. Schulorganisationsgesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 234/1971, und gemäß Art. II
und III der 5. Schulorganisationsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 323/1975, von den im Abs. 1 genann-
ten Bestimmungen insoweit abgewichen werden,
als es die Durchführung dieser Schulversuche er-
fordert."

31. Im § 78 hat an die Stelle des Zitates „§§ 42,
73 und 74" das Zitat „§§ 42, 75 und 76" zu
treten.

32. Im § 80

a) hat im Abs. 1 an die Stelle des Zitates
„§ 78" das Zitat „§ 80" zu treten;

b) hat im Abs. 2 an die Stelle des Zitates
„§ 78" das Zitat „§ 80" zu treten.

33. Die bisherigen §§ 73 bis 81 erhalten die
Bezeichnung §§ 75 bis 83.

Artikel II

1. Die §§ 6 Abs. 2, 8 und 12 Abs. 2 des
Land- und forstwirtschaftlichen Bundesschulge-
setzes werden aufgehoben.

2. Die §§ 120 Abs. 3, 122, 123, 124, 127
und 128 Abs. 1 bis 3 des Forstgesetzes 1975 wer-
den aufgehoben, § 128 Abs. 1 bis 3 nur inso-
weit, als er sich nicht auf das Schülerheim be-
zieht.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. September
1977 in Kraft.

(2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
sind auch auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes noch nicht abgeschlossenen
Verfahren anzuwenden.

(3) Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes können vom Tage seiner Kundmachung
an erlassen werden, doch dürfen sie frühestens
mit dem Tage seines Inkrafttretens in Kraft ge-
setzt werden.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Unterricht und Kunst
betraut.

Kirchschläger
Kreisky Sinowatz
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